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Drucksache Nr. 4477 


Der Biindesminister für Wirtschaft 
I A 2 - 1767/53 


Bonn, den 26. Juni 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 342 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4415 der Drueksadien - Förderung der 
Berliner Wirtseliaft 


Zu der Anfrage Nr. 342 der Abgeordneten Ollenhauer und Genossen 
teile ich folgendes mit: 

1 . Der Auftragseingang für die Berliner Wirtschaft ist in den Monaten 
Januar, Februar, Marz und April 1953 gegenüber den entsprechen- 
den Vergleichsmonaten des Jahres 1952 wesentlich, nämlich um etwa 
21 V. H. gestiegen. Die Ziffern lauten nach Angabe des Statisti- 
schen Landesamtes, Berlin, wie folgt: 


1952 


195:? 


Januar 

210 771 DM 

Januar 

216816 DM 

Februar 

174 841 DM 

Februar 

201 026 DM 

März 

183 472 DM 

März 

247 046 DM 

April 

163 517 DM 

April 

219152 DM 

Die entsprechenden Ziffern für 

den Auftragseingang aus West- 

deutschland lauten 




1952 


1955 


Januar 

124 305 DM 

Januar 

123 033 DM 

Februar 

90418 DM 

Februar 

112 970 DM 

März 

99 011 DM 

März 

144 780 DM 

April 

92 016 DM 

April 

126 253 DM 


Entsprechend dem stark gestiegenen Auftragseingang hat sidi der 
Wert der Produktion der Westberliner Wirtschaft in den ersten 
vier Monaten des Jahres 1953 gegenüber dem Jahr 1952 um 
mehr als 12 v. H. erhöht. 



über die Schwierigkeiten und Erfahrungen der Lieferungen von 
Westberlin in das Bundesgebiet teilt der soeben erschienene Bericht 
der Berliner Zentralbank für das Geschäftsjahr 1952 folgendes 
mit: 

„Andererseits liegt es auf der Hand, daß nur in Qualität und 
Preis voll wettbewerbsfähige Westberliner Erzeugnisse reale 
Absatzchancen auf dem westdeutschen Markt besitzen. Die 
Einrichtung der Dienststelle des „Bundesbeauftragten für die 
Förderung der Berliner Wirtschaft’’ eröffnet die begründete 
Aussicht auf eine vermehrte Berücksichtigung Westberliner 
Angebote durch öffentliche Auftraggeber im Bundesgebiet.” 

Der „Bundesbeauftragte” hat bereits kurz nach Antritt seines 
Amtes und Untersuchung der Verhältnisse festgestellt, daß die 
Ausübung eines staatlichen Zwanges für die Vergabe von Aufträgen 
nach Berlin untunlich sei, weil ein solcher Zwang zu unerfreu- 
lichen Reaktionen in der westdeutschen Wirtschaft führen müßte 
und sich außerdem ein gesetzlich festlegbarer Maßstab für den 
nach Berlin zu vergebenden Anteil der Aufträge nicht ermitteln 
läßt. Diese Auffassung wird von der Berliner Wirtschaft, vor 
allem von der Berliner Industrie- und Handelskammer und auch 
dem Berliner Senat, geteilt. 

Die Behörden des Bundes werden von dem „Bundesbeauftragten” 
laufend mit Erfolg über die Möglichkeit der Vergabe von Auf- 
trägen nach Berlin beraten. So hat im ersten Quartal 1953 die 
Bundesbahn nach Westberlin Aufträge in Höhe von 18,3 Milli- 
onen DM erteilt; das sind mehr als in den ersten drei viertel 
Jahren des Jahres 1952 (16,9 Mill. DM). 

Die Bundespost hat im Rechnungsjahr 1952/53 fast für 80 Milli- 
onen DM Aufträge nach Berlin erteilt (im Vorjahr 66,2 Mill. DM) 

Die Anstrengungen der Länder um die Vergabe von Aufträgen 
nach Berlin sind unterschiedlich. Am günstigsten dürften die im 
einzelnen schwer nachkontrollierbaren Zahlen in Nordrhein- 
Westfalen liegen. Dieses Land hat einen besonderen Bevollmäch- 
tigten für die Zusammenarbeit mit dem „Bundesbeauftragten” 
bestellt. Inzwischen hat sich das Land Hessen diesem Vorgehen 
angcschlossen. Die Beziehungen zu dem Land Hamburg werden 
von dem „Bundesbeauftragten”, der Hamburger Abgeordneter 
ist, unmittelbar gepflegt. 

Mit den kommunalen Betrieben (Stadtwerken) wird laufend und 
von Fall zu Fall verhandelt. In öffentliche und private Aufträge 
schaltet sich der „Bundesbeauftragte” in jedem Einzel fall ein, in 
dem seine Intervention von einer Berliner Firma gewünscht wird. 

Mit den großen Industrieverbänden unterhält der „Bundesbeauf- 
tragte” Kontakt. Es haben bereits Zusammenkünfte mit der 
Bauindustrie und dem Kohlenbergbau stattgefunden. Ein vom 
„Bundesbeauftragten” vermittelter Besuch der Großeinkäufer des 
deutschen Kohlenbergbaus in Berlin in der Zeit vom 15. bis 
17. Juni 1953 ist zur vollen Zufriedenheit der Berliner Stellen 



ausgefallen. Entsprechende Verabredungen mit der deutschen 
Automobilindustrie und der Werftindustrie sind bereits einge- 
leitec und werden in Kürze stattfinden. 

Schwierigkeiten bereiten nadi wie vor die Aufträge für die 
Bcsatzungsmächtc. Deren Beschaffungsstellen sind leider immer 
noch gehalten» den Zuschlag nur dem billigsten Anbieter zu 
erteilen. Der „Bundesbeauftragte” versucht, eine abweichende, 
den deutschen Vorschriften entsprechende Regelung auf höchster 
Ebene zu erreichen. 

Die Beseitigung des wirtschaftlichen Notstandes der Stadt Berlin 
läßt sich mir den Mitteln einer kleinen Dienststelle nicht von 
heute auf morgen erreichen. Es ist jedoch anzunehmen, daß die 
mit gutem Erfolg begonnene werbende Tätigkeit des „Bundes- 
beauftragten”, wie jede Werbung, nach den Anfangserfolgen 
weitere, sich laufend steigernde Erfolge nach sich ziehen wird. 

2. Die Forderungen Berlins auf Ermäßigung ,der Frachten nach 
Berlin (Frachtbasis Helmstedt) hat der „Bundesbeauftragte” nicht 
weiter vertreten, da nach seiner Auffassung dieser Fragenbereich 
nexh nicht genügend geklärt war. Ich darf in diesem Zusammen- 
hang erwähnen, daß der Bundeszuschuß zum Haushalt des 
Landes Berlin bereits für das Rechnungsjahr 1952 so bemessen 
war, daß Berlin in der Lage war, die Tarife der Berliner Ver- 
sorgungsbetriebe gfcgen cingetretene FraAt- und Preiserhöhungen 
für Kohle abzuschirroen. 

Für das Rechnungsjahr 1953 sind darüber hinaus als Frachthilfe 
für Kohle, Kartoffeln und Milch 23,8 Mill. DM als Rechnungs- 
posten für die Bemessung des Bundeszuschusses angesetzt worden. 
Es ist dem Land Berlin dadurch möglich geworden, ab 1. Juni 1953 
eine Frachthilfe in folgender Höhe zu gewährea: 

1. für Kohle 


a) beim Bahntransport über Helmstedt für 


Steinkohlen und Braunkohlen (Tarif Z 8) 

8,20 DM je t 

für Steinkohlen für Elektrizität, Gas und 
Wasserwerke (Tarif Z 9) 

9,90 DM je t 

b) bei Bahntransport Hamburg - Lauenburg 

3,60 DM je t 

c) bei gebrochenem Verkehr Wasser - Bahn 
über Hamburg 

2, — DM je t 

d) beim Wassertransport über den Mittel- 
landkanal 

2,— DM je t 

e) bei Lkw-Transport über Helmstedt 

8,20 DM 

f) Lkw-Transport über Lauenburg 

9,70 DM 

2. für Kartoffeln 

0,65 DM je Ztr. 

3. für Milch 

0,03 DM je 1 


3 



Kir die Berliner Abmelkställe sind zur Durchführung eines 
Preisausgleichs im Berliner Landeshaushalt außerdem 375000DM 
vorgesehen. 

3. Mit der Frage der Verlegung von Bimdcsbehördcn nach Berlin 
ist der »Bundesbeauftragte” nicht befaßt. Dies ist Aufgabe 
der Bundesregierung und des Bundestages. Es sei jcdodi erwähnt, 
daß im Frühjahr d. J. das Bundes verwaltungsgcridit und der 
Bundesdisziplinarhof ihre Tätigkeit in Berlin aufgenommen haben.. 
Auch die Bundesanstalt für Angcstclltenversichcrung wird voraus- 
siditlidi ihren Sitz in Berlin haben. Das Gesetz, das noch nicht 
verabschiedet ist, sicht jedenfalls Berlin als Sitz dieser Behörde 
vor. 


Dr. Erhard 
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